
  
 
 

mwb fairtrade Wertpapierhandelsbank AG 
Gräfelfing 

 
WKN 665610  ISIN DE 0006656101 

 

Einladung zur Hauptversammlung 
 

Die Aktionäre unserer Gesellschaft werden hiermit zu der am 

8. Juli 2013 um 10.30 Uhr 
im Konferenzzentrum München der Hanns-Seidel-Stiftung e.V., 

Lazarettstraße 33, 80636 München, 

stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung eingeladen. 

 
 

Tagesordnung 
 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2012 sowie des 
Lageberichts des Vorstands für die Gesellschaft mit dem Bericht des Aufsichts-
rats für das Geschäftsjahr 2012 

 
2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Ge-

schäftsjahr 2012 
 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands Entlastung zu 

erteilen.  

 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 
Geschäftsjahr 2012 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats Entlastung 

zu erteilen.  
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4. Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers sowie Zwischenab-
schlussprüfers für das Geschäftsjahr 2013 

 

Der Aufsichtsrat schlägt, gestützt auf die Empfehlung des Prüfungsausschusses, vor, 

die KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Berlin, zum Abschlussprüfer für das 

Geschäftsjahr 2013 sowie zum Prüfer für die etwaige prüferische Durchsicht des im 

Halbjahresfinanzbericht zum 30. Juni 2013 enthaltenen verkürzten Abschlusses und 

des Zwischenlageberichts zu wählen.  

 

5. Beschlussfassung über die Änderung der Satzung im Zusammenhang mit der 
Reduzierung des Aufsichtsrats 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Aufsichtsrat von derzeit 6 Mitgliedern auf 

3 Mitglieder zu verkleinern und deswegen folgende Satzungsänderung zu beschließen: 

 

§ 7 Abs. 1 der Satzung (Aufsichtsrat) wird wie folgt neu gefasst: 

 

„Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern“ 

 

6. Neuwahlen zum Aufsichtsrat 
 

Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder endet mit dem Ablauf der heutigen Hauptver-

sammlung. 
 

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich gemäß § 7 Abs. 1 der Satzung in Verbin-

dung mit §§ 95 Abs. 1 Satz 1, 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG, § 1 Abs. 1 Nr. 1 DrittelbG 

aus nach Eintragung der unter Tagesordnungspunkt 6 vorgesehenen Beschlussfas-

sung in das Handelsregister zukünftig drei von der Hauptversammlung gewählten Mit-

gliedern zusammen. 

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, 

 
- Herrn Dr. Thomas Ledermann, Vorstand der BÖAG Börsen AG, Hamburg 

- Herrn Thomas Mühlbauer, Börsenmakler, Gräfelfing 

- Herrn Michael Wilhelm, Diplom-Kaufmann, Steuerberater/Wirtschaftsprüfer, Vor-

stand der WAPAG Allgemeine Revisions- und Treuhand-Gesellschaft Aktienge-

sellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Pullach 
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in den Aufsichtsrat zu wählen.  

 

Die Hauptversammlung ist an die Wahlvorschläge nicht gebunden.  

 

 

7. Beschlussfassung über die Änderung der Aufsichtsratsvergütung und § 8 der 
Satzung (Vergütung des Aufsichtsrats) 
 

Der Deutsche Corporate Governance Kodex ist in der seit dem 15. Mai 2012 gültigen 

Fassung einer Forderung vieler Investoren nachgekommen und sieht eine variable, er-

folgsabhängige Aufsichtsratsvergütung nun nicht mehr als wesentliches Element guter 

Corporate Governance an. Dieser Auffassung möchten sich Vorstand und Aufsichtsrat  

anschließen und den variablen, erfolgsabhängigen Teil der Aufsichtsratsvergütung 

rückwirkend zum 1. Januar 2013 streichen und die Aufsichtsratsvergütung ausschließ-

lich auf eine feste Vergütung umstellen.  

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, § 8 der Satzung wie folgt neu zu fassen: 

 

„§ 8 Vergütung 

 

(1) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält für jedes volle Geschäftsjahr seiner Zu-

gehörigkeit zum Aufsichtsrat eine feste Vergütung in Höhe von € 12.500,--, zahl-

bar nach Ablauf des Geschäftsjahres.  

 

(2) Der Vorsitzende des Aufsichtsrates erhält das Doppelte des in Absatz 1 dieser 

Ziffer festgelegten Betrages.  

 

(3) Aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines Teils des Geschäftsjahres dem 

Aufsichtsrat angehört haben, erhalten eine im Verhältnis der Zeit geringere Ver-

gütung.  

 

(4) Den Aufsichtsratsmitgliedern werden die durch die Ausübung ihres Amtes ent-

stehenden Auslagen erstattet. Zu den Auslagen rechnet auch eine auf die Bezü-

ge entfallende Umsatzsteuer, soweit das Aufsichtsratsmitglied berechtigt ist, die 

Umsatzsteuer gesondert in Rechnung zu stellen und dieses Recht ausgeübt hat.  
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(5) Die Gesellschaft kann zu Gunsten der Aufsichtsratsmitglieder eine Haftpflichtver-

sicherung abschließen, die die gesetzliche Haftpflicht aus der Aufsichtsratstätig-

keit abdeckt.“ 

 

8. Beschlussfassung über die Änderung von § 18 Abs. 1 der Satzung (Veröffentli-
chungen) 
 

Nachdem es keine Unterscheidung zwischen gedrucktem und elektronischem Bundes-

anzeiger mehr gibt, schlagen Vorstand und Aufsichtsrats vor, § 18 Abs. 1 der Satzung 

wie folgt zu fassen: 

 

„Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger.“ 

 

9. Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden und die Schaffung ei-
nes neuen genehmigten Kapitals sowie die entsprechende Satzungsänderung 

 

Das bestehende, in § 5 Abs. 6 der Satzung eingetragene genehmigte Kapital der Ge-

sellschaft läuft am 27. Juli 2013 aus.  

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

a) Die in § 5 Abs. 6 der Satzung enthaltene Ermächtigung des Vorstands bis zum 

27. Juli 2013 das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichts-

rats einmal oder mehrfach um bis zu insgesamt € 3.736.850,- durch Ausgabe 

von bis zu 3.736.850 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- 

oder Sacheinlagen zu erhöhen (genehmigtes Kapital) wird mit Wirkung zum Zeit-

punkt der Eintragung des unter Ziff. b) beschlossenen neuen genehmigten Kapi-

tals aufgehoben.  

 

b) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 7. Juli 

2018 das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrfach um bis zu insge-

samt € 3.736.850,- durch Ausgabe von bis zu 3.736.850 neuen, auf den Inhaber 

lautenden Stückaktien mit Gewinnberechtigung ab Beginn des im Zeitpunkt der 

Ausgabe laufenden Geschäftsjahres gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhö-

hen (genehmigtes Kapital 2013). Dabei ist den Aktionären grundsätzlich ein Be-

zugsrecht einzuräumen; das gesetzliche Bezugsrecht kann auch in der Weise 
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eingeräumt werden, dass die neuen Aktien von einem Kreditinstitut oder einem 

nach § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG gleichgestellten Institut mit der Verpflichtung 

übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubie-

ten. Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 

 

• soweit es erforderlich ist, um Spitzenbeträge auszugleichen; 

 

• wenn die Aktien gegen Sacheinlagen zum Zwecke des Erwerbs von Unter-

nehmen oder von Beteiligungen an Unternehmen oder Unternehmensteilen 

oder zum Zwecke des Erwerbs von Forderungen gegen die Gesellschaft aus-

gegeben werden; 

 

• wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 10 Prozent des Grundkapitals 

nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis 

nicht wesentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG); beim Gebrauch-

machen dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts auf Grund anderer 

Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen. 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 

Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Der Auf-

sichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang 

der Durchführung der Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital jeweils anzu-

passen. 

 

c) § 5 Abs. 6 der Satzung wird entsprechend den vorstehenden Beschlüssen wie folgt 

neu gefasst: 

 

(6) „ Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 7. Ju-

li 2018 das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrfach um bis zu 

insgesamt € 3.736.850,- durch Ausgabe von bis zu 3.736.850 neuen, auf den 

Inhaber lautenden Stückaktien mit Gewinnberechtigung ab Beginn des im 

Zeitpunkt der Ausgabe laufenden Geschäftsjahres gegen Bar- und/oder 

Sacheinlage zu erhöhen (genehmigtes Kapital 2013). Dabei ist den Aktionären 

grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen; das gesetzliche Bezugsrecht 

kann auch in der Weise eingeräumt werden, dass die neuen Aktien von einem 



- 6 - 

Kreditinstitut oder einem nach § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG gleichgestellten Insti-

tut mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der Gesell-

schaft zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zu-

stimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre aus-

zuschließen, 

 

• soweit es erforderlich ist, um Spitzenbeträge auszugleichen; 

 

• wenn die Aktien gegen Sacheinlagen zum Zwecke des Erwerbs von 

Unternehmen oder von Beteiligungen an Unternehmen oder Unter-

nehmensteilen oder zum Zwecke des Erwerbs von Forderungen gegen 

die Gesellschaft ausgegeben werden; 

 

• wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 10 Prozent des Grund-

kapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den 

Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG); 

beim Gebrauchmachen dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsaus-

schluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist der Ausschluss des Bezugs-

rechts auf Grund anderer Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG zu berücksichtigen. 

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Ein-

zelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Der Auf-

sichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang der 

Durchführung der Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital jeweils anzupas-

sen.“ 

 
Bericht des Vorstands gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 4 
Satz 2 AktG über den Ausschluss des Bezugsrechts in Tagesordnungspunkt 9 
 

Der Vorstand erstattet gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG über die Gründe 

für den Ausschluss des Bezugsrechts und zum vorgesehenen Ausgabebetrag diesen Be-

richt, der ab der Einberufung der Hauptversammlung in den Geschäftsräumen der Gesell-

schaft zur Einsichtnahme durch die Aktionäre ausliegt und auch im Internet unter 

www.mwbfairtrade.com zugänglich ist.  

 

http://www.mwbfairtrade.com/
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Er wird jedem Aktionär auf Verlangen unentgeltlich und unverzüglich in Kopie zugesandt und 

auch während der Hauptversammlung zur Einsichtnahme ausliegen.  

 

Durch den Beschluss unter Tagesordnungspunkt 9 wird die bestehende Ermächtigung zur 

Erhöhung des Grundkapitals aufgehoben und durch eine neue fünfjährige Ermächtigung, die 

eine Kapitalerhöhung von bis zu € 3.736.850,- und damit bis zur Hälfte des Grundkapitals 

ersetzt. Mit der vorgeschlagenen Ermächtigung wird der Vorstand in die Lage versetzt, im 

Rahmen des genehmigten Kapitals die Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft den ge-

schäftlichen Erfordernissen anzupassen. Bei der Ausnutzung des genehmigten Kapitals ha-

ben die Aktionäre grundsätzlich ein Bezugsrecht, wobei auch ein mittelbares Bezugsrecht 

gewährt werden kann. Es ist jedoch vorgesehen, das Bezugsrecht der Aktionäre in nachfol-

genden Fällen auszuschließen: 

 

- Der Vorstand soll ermächtigt werden, das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats zum Ausgleich von Spitzenbeträgen auszuschließen. 

Für die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Spitzenbeträgen sind 

ausschließlich technische Gründe maßgeblich. Hierdurch soll es dem Vorstand im Ein-

zelfall ermöglicht werden, ein glattes Bezugsverhältnis herzustellen. Dies erleichtert die 

Abwicklung von Bezugsrechten und erspart zusätzlichen Aufwand. Der mögliche Ver-

wässerungseffekt ist auf Grund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering.  

 

- Der Vorstand soll weiter ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht auszuschließen, wenn die Aktien gegen Sacheinlagen zum Zwecke des 

Erwerbs von Unternehmen oder von Beteiligungen an Unternehmen oder Unterneh-

mensteilen oder zum Zwecke des Erwerbs von Forderungen gegen die Gesellschaft 

ausgegeben werden. Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Kapi-

talerhöhungen aus genehmigtem Kapital soll der Gesellschaft die Möglichkeit geben, in 

geeigneten Fällen Unternehmen, Beteiligungen an Unternehmen oder Unternehmens-

teile sowie Forderungen gegen die Gesellschaft gegen Überlassung von Aktien der 

Gesellschaft zu erwerben oder sich mit anderen Unternehmen zusammenschließen zu 

können. Die Gesellschaft hat damit ein Instrument, eventuelle Akquisitionsmöglichkei-

ten unter Zuhilfenahme flexibler und liquiditätsschonender Finanzierungsmöglichkeiten 

zu realisieren. Die Möglichkeit, rasch und erfolgreich auf entsprechende vorteilhafte 

Angebote oder sich bietende Gelegenheiten reagieren zu können, dient dabei auch 

dem Erhalt und der Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der Gesellschaft. Die Er-

mächtigung erstreckt sich insbesondere auf den Erwerb von Beteiligungen im Rahmen 

sogenannter „share deals“, d. h. durch den Erwerb von Gesellschaftsanteilen, sowie 
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auf den Erwerb im Rahmen sogenannter „asset deals“, d. h. die Übernahme eines Un-

ternehmens oder Unternehmensteils mittels Erwerb der sie bestimmenden Vermö-

gensgegenstände, Rechte, Vertragspositionen und Ähnlichem. Die Möglichkeit, im Ein-

zelfall Forderungen gegen die Gesellschaft durch die Ausgabe von Aktien der Gesell-

schaft zurückführen zu können, hat ebenfalls den Vorteil, dass eine Belastung der Li-

quidität vermieden wird. Da eine Kapitalerhöhung in den vorgenannten Fällen häufig 

kurzfristig erfolgen muss, kann diese in aller Regel nicht von der nur einmal jährlich 

stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung unmittelbar beschlossen werden. Die 

Einberufung einer außerordentlichen Hauptversammlung für jeden einzelnen Erwerb 

wäre in diesen Fällen jedoch aus Kosten- und Zeitgründen nicht praktikabel. Um auch 

in solchen Fällen kurzfristig handlungsfähig zu sein, liegt es im Interesse der Gesell-

schaft, das Grundkapital durch Ausgabe neuer Aktien unter Ausschluss des Bezugs-

rechts der Aktionäre gegen Sacheinlagen zu erhöhen. 

 

- Weiterhin soll der Vorstand ermächtigt werden, bei einer Barkapitalerhöhung mit Zu-

stimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszuschließen, wenn eine Kapitalerhö-

hung gegen Bareinlagen 10 Prozent des Grundkapitals nicht überschreitet und der 

Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet 

(§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG). Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts 

bei Barkapitalerhöhungen gibt dem Vorstand die Möglichkeit, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auszu-

schließen. Der Vorschlag liegt damit im Rahmen der gesetzlichen Regelung. Das Vo-

lumen der Ermächtigung entspricht 10 Prozent des Grundkapitals der Gesellschaft. 

Diese Ermächtigung ermöglicht eine kurzfristige Aktienplatzierung unter flexibler Aus-

nutzung günstiger Marktverhältnisse und führt in der Regel zu einem deutlich höheren 

Mittelzufluss als im Fall einer Aktienplatzierung mit Bezugsrecht, da bei der Festlegung 

des Platzierungsentgelts kein Kursänderungsrisiko für den Zeitraum der Bezugsfrist 

berücksichtigt werden muss. Der Vorstand soll mit dieser Form der Kapitalerhöhung in 

die Lage versetzt werden, die für die zukünftige Geschäftsentwicklung erforderliche 

Stärkung der Eigenkapitalausstattung zu optimalen Bedingungen vornehmen zu kön-

nen. Dadurch, dass der Ausgabebetrag der Aktie den Börsenkurs jeweils nicht wesent-

lich unterschreitet, wird dem Interesse der Aktionäre an einem wertmäßigen Verwässe-

rungsschutz Rechnung getragen. Da die neuen Aktien nahe am Börsenkurs platziert 

werden, kann jeder Aktionär zur Aufrechterhaltung seiner Beteiligungsquote Aktien am 

Markt zu annähernd gleichen Bedingungen erwerben, wie sie die Emission vorsieht. 

Der Vorstand wird den Ausgabebetrag so nahe an dem dann aktuellen Börsenkurs 

festlegen, wie dies unter Berücksichtigung der jeweiligen Situation am Kapitalmarkt 
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möglich ist, und sich um eine marktschonende Platzierung der neuen Aktien bemühen.  

 

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zum Be-

zugsrechtsausschluss Gebrauch machen wird. Eine Ausnutzung dieser Möglichkeit wird nur 

dann erfolgen, wenn dies nach Einschätzung des Vorstands und des Aufsichtsrats im Inte-

resse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt. Der Ausgabebetrag für die neuen Ak-

tien wird dabei jeweils vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter Wahrung der 

Interessen der Gesellschaft und ihrer Aktionäre festgelegt. 

 

 

Teilnahmebedingungen 
 

Nicht-börsennotierte Gesellschaften im Sinne des § 121 Abs. 3 AktG i.V.m. § 3 Abs. 2 AktG 

sind in der Einberufung lediglich zur Angabe von Firma und Sitz der Gesellschaft, Zeit und 

Ort der Hauptversammlung und der Tagesordnung sowie der untenstehenden Adressen ver-

pflichtet.  

 

Nachfolgende Hinweise erfolgen freiwillig, um unseren Aktionären die Teilnahme an der 

Hauptversammlung zu erleichtern. 

 

Gemäß § 10 der Satzung der Gesellschaft sind zur Teilnahme an der Hauptversammlung 

und zur Ausübung des Stimmrechts nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die der Gesellschaft 

ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm-

rechts nachgewiesen haben. Als Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der Haupt-

versammlung und zur Ausübung des Stimmrechts ist ein in Textform erstellter Nachweis des 

Anteilsbesitzes eines zur Verwahrung von Wertpapieren zugelassenen Instituts erforderlich 

und ausreichend; der Nachweis muss in deutscher oder englischer Sprache verfasst sein. 

Der Nachweis hat sich auf den Beginn des einundzwanzigsten Tages vor der Versammlung, 

d.h. auf den Beginn des 17. Juni 2013 (0.00 Uhr) zu beziehen und muss der Gesellschaft 

spätestens bis 1. Juli 2013 an folgende Anschrift zugegangen sein: 

 

mwb fairtrade Wertpapierhandelsbank AG 

c/o UniCredit Bank AG 

CBS40GM 

80311 München 

Fax: 089 5400 2519 

Email: hauptversammlungen@unicreditgroup.de 

mailto:hauptversammlungen@unicreditgroup.de
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Der Aktionär kann sein Stimmrecht in der Hauptversammlung auch durch einen Bevollmäch-

tigten, z.B. durch ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine andere Person sei-

ner Wahl ausüben lassen. Auch im Fall einer Bevollmächtigung ist ein fristgerechter Nach-

weis der Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 

Stimmrechts nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich. Bevollmächtigt der Aktio-

när mehr als eine Person, so ist die Gesellschaft gemäß § 134 Abs. 3 Satz 2 AktG berech-

tigt, eine oder mehrere von diesen zurückweisen. 

 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis gegenüber der Gesellschaft be-

dürfen der Textform (§ 126b BGB).  

 

Die Aktionäre, die ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine der in § 135 AktG 

gleichgestellte Institution oder Person mit der Stimmrechtsausübung bevollmächtigen wollen, 

weisen wir darauf hin, dass in diesen Fällen die zu bevollmächtigende Institution oder Person 

möglicherweise eine besondere Form der Vollmacht verlangt, weil diese gemäß § 135 AktG 

die Vollmacht nachprüfbar festhalten muss. Wir bitten daher die Aktionäre, sich in diesem 

Fall mit dem zu Bevollmächtigenden über die Form der Vollmacht abzustimmen. 
 

Ein Formular, das für die Erteilung einer Vollmacht verwendet werden kann, befindet sich auf 

der Rückseite der Eintrittskarte, welche den Aktionären nach dem oben beschriebenen  

form- und fristgerechten Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversamm-

lung und zur Ausübung des Stimmrechts zugeschickt wird. 

 

Wir bieten unseren Aktionären an, von der Gesellschaft benannte weisungsgebundene 

Stimmrechtsvertreter bereits vor der Hauptversammlung mit der Ausübung ihres Stimm-

rechts zu bevollmächtigen. Die Aktionäre, die dem von der Gesellschaft benannten Stimm-

rechtsvertreter eine Vollmacht erteilen wollen, benötigen hierzu eine Eintrittskarte zur Haupt-

versammlung. Soweit die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bevollmäch-

tigt werden, müssen diesen Weisungen zu jedem Punkt der Tagesordnung erteilt werden. 

Die Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. Den Stimmrechts-

vertretern steht bei der Ausübung des Stimmrechts kein eigener Ermessensspielraum zu. 

Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft nehmen keine Vollmachten zur Einlegung von 

Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse, zur Ausübung des Rede- und Frage-

rechts oder zur Stellung von Anträgen entgegen. Die Bevollmächtigung des Stimmrechtsver-

treters einschließlich der Weisungen müssen spätestens bis zum Ablauf des 5.Juli 2013  

unter der Adresse mwb fairtrade Wertpapierhandelsbank AG, Investor Relations, Rottenbu-
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cher Str. 28, 82166 Gräfelfing, Telefax: +49 – (0)89 – 85852-505, E-mail: investor-

relations@mwbfairtrade.com eingegangen sein. 

 

Ein Formular, das zur Vollmachts- und Weisungserteilung an die Stimmrechtsvertreter der 

Gesellschaft verwendet werden kann, erhalten die Aktionäre zusammen mit der Eintrittskar-

te, welche den Aktionären nach dem oben beschriebenen form- und fristgerechten Nachweis 

der Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm-

rechts zugeschickt wird. 
 

Anfragen oder Anträge von Aktionären im Sinne von §§ 126, 127 AktG sind an die folgende 

Adresse zu richten:  

 

mwb fairtrade Wertpapierhandelsbank AG 

Investor Relations  

Rottenbucher Str. 28 

82166 Gräfelfing 

Telefax: +49 – (0)89 – 85852-505 

E-mail: investor-relations@mwbfairtrade.com 

 

Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge werden nicht zugänglich ge-

macht. 
 

Vorbehaltlich § 126 Abs. 2 und 3 AktG werden wir zugänglich zu machende Gegenanträge 

von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs und der Begründung sowie etwaige 

Stellungnahmen der Verwaltung hierzu im Internet unter http://www.mwbfairtrade.com veröf-

fentlichen.  
 

 

Gräfelfing, im Mai 2013 

 

Der Vorstand 
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